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Einleitung 

Der Referentenentwurf zur Umsetzung der Corporate Sustainability Reporting Directive 
(CSRD) markiert einen entscheidenden Fortschritt in der Weiterentwicklung der Unterneh-
mensberichterstattung in Deutschland. Die CSRD erweitert die bisherigen Anforderungen an 
die nichtfinanzielle Berichterstattung erheblich und zielt darauf ab, Transparenz und Ver-
gleichbarkeit von Umwelt-, Sozial- und Governance-Informationen (ESG) zu fördern. Dieses 
Gesetz adressiert die wachsenden Erwartungen von Investoren, Verbrauchern und der Ge-
sellschaft insgesamt und stellt einen zentralen Baustein der europäischen Strategie zur Errei-
chung der Ziele des Green Deals dar. Die zügige Umsetzung in der aktuellen Legislaturperio-
de verdeutlicht Deutschlands Engagement, eine führende Rolle in der nachhaltigen Wirt-
schaftsentwicklung zu übernehmen. 

Bedeutung des Gesetzes 

Der Referentenentwurf verdient höchstes Lob für seine ambitionierte Zielsetzung, die Nach-
haltigkeitsberichterstattung auf ein neues Niveau zu heben. Die Einführung der European 
Sustainability Reporting Standards (ESRS) schafft einen einheitlichen Rahmen, der es Unter-
nehmen ermöglicht, ihre Nachhaltigkeitsleistungen vergleichbar und transparent darzustel-
len. Dies stärkt das Vertrauen der Stakeholder und fördert nachhaltige Investitionen. Zudem 
sichert das Gesetz die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen auf globaler Ebene, 
indem es sie auf die weltweiten Trends hin zu mehr Transparenz und Verantwortung vorbe-
reitet. Die schnelle Vorlage des Entwurfs in der aktuellen Legislaturperiode unterstreicht 
Deutschlands Engagement, eine Vorreiterrolle in der nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung 
einzunehmen, trotz der verspäteten Umsetzung der CSRD-Frist vom 6. Juli 2024. 

Aus ökonomischer Sicht wird das Gesetz voraussichtlich eine effizientere Kapitalallokation 
ermöglichen, da Investoren fundierte Entscheidungen auf Basis umfassender Nachhaltig-
keitsdaten treffen können. Langfristig trägt dies zu einer resilienteren und nachhaltigeren 
Wirtschaft bei, die besser auf Herausforderungen wie den Klimawandel vorbereitet ist. Die 
schnelle Umsetzung ist ein starkes Signal für den Standort Deutschland und verdeutlicht die 
Bereitschaft, europäische Vorgaben nicht nur zu erfüllen, sondern aktiv voranzutreiben. Die 
Integration in das Handelsgesetzbuch (HGB) und andere Gesetze zeigt den Willen, Nachhal-
tigkeit in die bestehende Rechtsordnung einzubetten. 
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Problembereiche, Beschreibung und Lösungsansätze 

Trotz der zahlreichen Stärken des Entwurfs gibt es Bereiche, die weiterer Prüfung und Opti-
mierung bedürfen. Im Folgenden werden 14 Problembereiche identifiziert, beschrieben und 
mit Lösungsansätzen versehen. 

1. Akkurate Umsetzung der CSRD 

Unsicherheiten bestehen, ob alle Anforderungen der EU-Richtlinie (CSRD) vollständig und 
korrekt in den Referentenentwurf integriert wurden. Der Entwurf erweitert den Lagebericht 
um einen Nachhaltigkeitsbericht (Referentenentwurf, Seite 8, § 289b HGB, „Pflicht zur Er-
weiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht“), doch unklare oder fehlende 
Details könnten unterschiedliche Interpretationen durch Unternehmen fördern. Die CSRD 
erfordert eine umfassende Berichterstattung über ESG-Aspekte, und unklare oder fehlende 
Spezifikationen könnten zu unterschiedlichen Interpretationen führen, die die Vergleichbar-
keit der Berichte beeinträchtigen und rechtliche Konflikte mit der EU riskieren. Dies gefähr-
det die Vergleichbarkeit der Berichte und die Harmonisierung innerhalb der EU. Eine syste-
matische Gegenüberstellung der CSRD-Artikel mit den HGB-Paragraphen sowie klare Verwei-
se auf die EU-Richtlinie im Gesetzestext könnten sicherstellen, dass keine Vorgaben überse-
hen werden und die Nachvollziehbarkeit erhöht wird. Klare Verweise auf die relevanten 
CSRD-Artikel im Gesetzestext könnten die Transparenz erhöhen. Zudem sollte das Bundes-
ministerium der Justiz eine Verordnungsermächtigung erhalten, um spezifische Anforderun-
gen der CSRD zu konkretisieren. 

2. Integration in bestehende Gesetze 

Potenzielle Konflikte mit dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) und dem Aktienge-
setz könnten Unternehmen belasten. Überschneidungen in den Berichtspflichten könnten 
Doppelarbeit verursachen, während die Rolle des Aufsichtsrats bei der Prüfung unklar bleibt. 
Eine Harmonisierung durch integrierte Berichte oder klare Abgrenzungen sowie eine präzise 
Definition der Aufsichtsratspflichten (z. B. durch Zuweisung der Prüfungsverantwortung) 
könnten Redundanzen vermeiden und Konsistenz schaffen. 

3. Anwendungsbereich und Geltungsbereich 

Unklarheiten bei der Einbeziehung von Tochterunternehmen und Zweigniederlassungen aus 
Drittstaaten (Referentenentwurf, Seite 23, § 315k HGB, „Nachhaltigkeitsberichterstattung 
von Tochterunternehmen und Zweigniederlassungen“) könnten internationale Unterneh-
men vor Herausforderungen stellen. Die komplexen Regelungen erschweren die Konsolidie-
rung von Berichten, insbesondere bei Drittstaaten. Klare Bedingungen für die Einbeziehung 
sollten festgelegt werden; idealerweise ergänzt durch eine tabellarische Übersicht, die Grö-
ße, Standort und Berichtspflichten spezifiziert. 
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4. Berichtsstandards und -formate 

Der Entwurf verweist auf die European Sustainability Reporting Standards (ESRS) (Referen-
tenentwurf, Seite 14, § 289g HGB, „Format des Lageberichts“), liefert jedoch keine konkre-
ten Anwendungsvorgaben. Dies könnte zu uneinheitlichen Berichten führen und die Ver-
gleichbarkeit beeinträchtigen. Eine Verordnungsermächtigung für das Bundesministerium 
der Justiz zur Festlegung von ESRS-Details sowie Übergangsregelungen für die Einführungs-
phase könnten die Umsetzung vereinheitlichen und erleichtern. 

5. Prüfung und Assurance 

Die ausschließliche Zulassung von Wirtschaftsprüfern zur Prüfung (Referentenentwurf, Seite 
31, § 324e HGB, „Auswahl der Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts“) könnte Kapazitätseng-
pässe verursachen, da die Anzahl der Berichte die verfügbaren Prüfer übersteigt. Dies könn-
te die Prüfungsqualität und Zeitpläne gefährden. Die Zulassung anderer qualifizierter Prüfer 
(z. B. Umweltgutachter) und eine gestaffelte Einführung der Prüfungspflicht könnten Eng-
pässe abmildern. 

6. Durchsetzung, Sanktionen und Haftung 

Sanktionsmechanismen (Referentenentwurf, Seite 123, „Ahndung von Verstößen sowie 
Ordnungsgeldvorschriften“) sind im Entwurf nicht ausreichend detailliert, was ihre Durch-
setzbarkeit erschwert. Unternehmen könnten die Konsequenzen nicht klar abschätzen, was 
die Einhaltung gefährdet. Ein konkreter Sanktionskatalog mit spezifischen Strafen (z. B. 
Geldbußen) und eine klare Zuständigkeit (z. B. BaFin) könnten die Wirksamkeit erhöhen. In 
diesem Zusammenhang sind ebenfalls Haftungsfragen bei fehlerhaften Berichten zu thema-
tisieren. Bisher sind Haftungsfragen unklar, was Rechtsunsicherheit schafft. Klare Haftungs-
regelungen, die Verantwortlichkeiten zwischen Unternehmen und Prüfern abgrenzen, könn-
ten dies lösen. 

7. Datenschutz 

Der Schutz sensibler Daten in den Berichten (Referentenentwurf, Seite 10, § 289b (6) HGB, 
„Arbeitnehmervertreter auf geeigneter Ebene über die Inhalte des Nachhaltigkeitsberichts 
zu unterrichten“) ist nicht ausreichend geregelt, was DSGVO-Verstöße riskiert. Ohne klare 
Vorgaben könnten personenbezogene oder wettbewerbssensible Daten gefährdet sein. Re-
gelungen zur Anonymisierung und ein expliziter Verweis auf die DSGVO könnten den Daten-
schutz stärken. Die Überlegungen zum Datenschutz gelten auch generell in Bezug auf die 
Inhalte des nachhaltigkeitsbericht (Referentenentwurf, Seite 11, § 289c HGB). 
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8. Belastung für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

KMU könnten durch die Anforderungen übermäßig belastet werden, insbesondere ohne 
Kapitalmarktorientierung (Referentenentwurf, Seite 159, „Ausweitung auf bilanzrechtlich 
große Kapitalgesellschaften ab 2027“). Dies könnte ihre Wettbewerbsfähigkeit gefährden. 
Eine gestaffelte Einführung mit vereinfachten Berichtsanforderungen und Förderprogram-
men könnte die Belastung reduzieren. 

9. Prüfungskapazitäten bei Aufsichtsräten 

Die Prüfungskompetenz von Aufsichtsräten (Referentenentwurf, Seite 162, „…, sodass für 
den Aufsichtsrat zu keinem Zeitpunkt ein strengerer Prüfungsmaßstab als für den Prüfer des 
Nachhaltigkeits- beziehungsweise Konzernnachhaltigkeitsberichts gilt“) ist unklar. Viele Auf-
sichtsräte verfügen möglicherweise nicht über die nötige Expertise, was die Qualität der As-
surance beeinträchtigt. Schulungsprogramme und eine klare Abgrenzung der Verantwort-
lichkeiten gegenüber externen Prüfern könnten dies beheben. 

10. Zeitliche Verzögerungen bei der Umsetzung 

Verzögerungen bei der nationalen Umsetzung (Referentenentwurf, Seite 125, „Auf Grund 
der verspäteten Umsetzung…“) könnten die Anpassungsfristen verkürzen. Unternehmen 
hätten dann zu wenig Zeit, Prozesse anzupassen. Ein Notfallplan mit verlängerten Fristen 
und Übergangsregelungen könnte Risiken abfedern. 

11. Kosten für Unternehmen 

Die direkten sowie mittelbaren Kosten der Umsetzung (Referentenentwurf, Seite 4, „Erfül-
lungsaufwand für die Wirtschaft“) sind nicht ausreichend adressiert, was insbesondere klei-
nere Unternehmen aufgrund geringerer Skaleneffekte belastet. Eine Kosten-Nutzen-Analyse 
sowie staatliche Zuschüsse oder Steuererleichterungen könnten die finanzielle Belastung 
mindern. 

12. Einheitlichkeit der Prüfungsvermerke 

Uneinheitliche Prüfungsvermerke (Referentenentwurf, Seite 32, § 324 HGB, „Prüfungsver-
merk über den Nachhaltigkeitsbericht“) könnten die Vergleichbarkeit beeinträchtigen. Ohne 
Standardisierung könnten Unterschiede die Verlässlichkeit der Berichte mindern. Ein einheit-
liches Format, basierend auf ESRS-Vorgaben, könnte dies verhindern. 

13. Schulungsbedarf für Prüfer 

Der Schulungsbedarf für Prüfer wird nicht adressiert (Referentenentwurf, Seite 95, „Kennt-
nisse der Nachhaltigkeitsberichterstattung“). Unzureichende Vorbereitung könnte die Prü-
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fungsqualität gefährden. Verpflichtende Schulungsprogramme und Zertifizierungen könnten 
die Kompetenz sichern. 

14. Ökologische Zielkonflikte 

Potenzielle Zielkonflikte zwischen ökologischen und ökonomischen Anforderungen (Referen-
tenentwurf, Seite 126, „Nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sicherstellen“) könn-
ten auftreten. Dies könnte wirtschaftliche Ziele, insbesondere in ressourcenintensiven Bran-
chen, beeinträchtigen. Ein Abwägungsmechanismus und branchenspezifische Leitlinien 
könnten dies ausbalancieren. 

Schlussfolgerung 

Der Referentenentwurf ist ein bedeutender Schritt hin zu einer nachhaltigeren Wirtschaft. 
Die schnelle Umsetzung verdient Anerkennung, doch die identifizierten 14 Problembereiche 
erfordern Anpassungen, um die Praxistauglichkeit und Effektivität des Gesetzes zu gewähr-
leisten. Durch die vorgeschlagenen Lösungen kann ein robustes Gesetz entstehen, das den 
Bedürfnissen aller Stakeholder gerecht wird und Deutschland als Vorreiter in der Nachhaltig-
keitsberichterstattung positioniert. 

 


